
 

   

Informationen 

über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses 

 Sitzungstermin: Dienstag, 12.03.2024 
 Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 
 Sitzungsende:  Uhr 
 Ort, Raum: im Sitzungssaal des Rathauses 

 
Anwesend: 

Vorsitzender: 

Frank, Simon ZFA Erster Bürgermeister  

Stellvertretender Vorsitzender: 

Andrelang, Michael CSU Zweiter Bürgermeister  

Schriftführer: 

Moosrainer, Christian   

Gremiumsmitglieder: 

Anner, Florian FWG   

Hoesch, Simon ABL   

Knickenberg, Gerhard ZFA   

Lang, Veronika BBA   

Pertl, Sebastian FWG   

Reiter, Gerhard ZFA   

Thaurer, Peter CSU   

Stellvertretende Gremiumsmitglieder: 

Helfmeyer, Silke, Dr. FWG   

Hobelsberger, Josef FWG   

Neelsen, Wolf GRÜNE  Vertretung für Frau Prof. Dr. Weimann 

Scheck, Andreas ZFA   

Vordermayer, Franz BBA   

Weiser, Marco ZFA   

Westenthanner, Georg CSU   

 
Abwesend: 

Gremiumsmitglieder: 

Weimann, Edda, Prof. Dr. GRÜNE  Verhindert 
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Tagesordnung: 
 
 1.   Allgemein 
  
 2.   Vollzug der Baugesetze;  

Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans "Oberer Hammerbach" im Bereich der 
Grundstücke Fl.-Nrn. 479, 480, 480/3 und 480/4 je der Gemarkung Hohenaschau i.Chiem-
gau 
hier: Aufstellungsbechluss und zugleich Beschluss zur frühzeitigen Information der Öffent-
lichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 

  
 3.   Vollzug der Baugesetze;  

Antrag auf Baugenehmigung zur Sanierung und Umbau des bestehenden Gasthauses "Zur 
Klause" mit Umnutzung der ehemaligen Gästezimmer zu  Wohnungen und Ferienwohnun-
gen sowie Einbau von drei Dachgauben, Erweiterung der Lagerflächen im Erdgeschoss 
und Errichtung einer Betriebsleiterwohnung auf den Grundstücken Fl.-Nrn 433 und 434, 
Gemarkung Hohenaschau, Bach 7 

  
 4.   Vollzug der Baugesetze;  

Antrag auf Baugenehmigung zum Neubau einer Hütte mit Küche und überdachtem Stall 
mit Lagerfläche auf dem Grundstück Fl.-Nr.249/1, Gemarkung Hohenaschau, Schlechten-
berg 15 

  
 5.   Fragen aus den Reihen der Mitglieder 
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Top 1 Allgemein 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jacqueline Ebert 
 
Erster Bürgermeister Simon Frank eröffnet um 18.00 Uhr die öffentliche Sitzung des Bau- 
und Umweltausschusses und stellt fest, dass zum heutigen Sitzungstermin gemäß Art. 
46 Abs. 2 Gemeindeordnung (GO) i. V. m. § 25 der Geschäftsordnung (GeschO) unter 
Angabe der Tagesordnung geladen ist. 
 
Entschuldigt ist Frau Prof. Dr. Edda Weimann, die durch Herrn Wolf Neelsen vertreten 
wird. Frau Vroni Lang entschuldigt sich und wird etwas später kommen. 
 
Die Mehrheit der Mitglieder des Bau- und Umweltausschusses ist anwesend und stimm-
berechtigt. Der Bau- und Umweltausschuss ist somit beschlussfähig.  
 
 
Genehmigung einer Sitzungsniederschrift: 
 
Folgende Niederschrift ist im Ratsinformationssystem zur Einsichtnahme für die Mitglie-
der des Bau- und Umweltausschusses hinterlegt und liegt während der heutigen Sitzung 
auf: 
 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 
25.01.2024. 
 
Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, gilt diese Nie-
derschrift als genehmigt (Art. 54 Abs. 2 GO, § 27 Abs. 2 GeschO). 
 
 
Behandlung von Bauangelegenheiten auf dem Verwaltungsweg: 
 
Seit der letzten Sitzung des Bau- und Umweltausschusses wurden auf dem Verwaltungs-
weg behandelt: 
 

- Antrag auf Baugenehmigung zur Erweiterung des Westbalkons auf dem Grund-
stück Fl.-Nr. 797/3, Gemarkung Hohenaschau, Buchwinkl 6  
§ 34 Abs. 1 BauGB 
 

- Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung einer Außentreppe mit Holzwangen 
und Gitterroststufen auf dem Grundstück Fl.-Nr. 736, Gemarkung Sachrang, Hain-
bach 20  
§ 35 BauGB (mit genehmigten Vorbescheid) 
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- Antrag auf Baugenehmigung zur Sanierung und Umbaumaßnahmen am beste-
henden Einfamilienhaus auf dem Grundstück Fl.-Nr. 607/2, Gemarkung Ho-
henaschau, Hochriesstraße 6 
§ 30 BauGB 
 

- Änderungsantrag zu Errichtung eines Heizhauses für Festbrennstoffe; hier: Ände-
rung Höhenlage Heizhaus wegen Einbringschacht Hackschnitzel sowie Änderung 
Baugrundstück auf dem Grundstück Fl.-Nr. 192, Gemarkung Niederaschau, Auf-
ham 2  
§ 34 Abs. 1 BauGB 
 
 

Das Antragsaufkommen stagniert seit geraumer Zeit, so dass sich die verbleibenden 
Tagesordnungspunkte kaum mehr für einen eigenen Sitzungsabend dieses Aus-
schusses lohnen. Die Verwaltung schlug in der letzten Sitzung daher vor, die künfti-
gen Sitzungen des Bau- und Umweltausschusses auf 18:00 Uhr vor die Gemeinde-
ratssitzung um 19:00 Uhr zu legen. Ein Ende spätestens gegen 18:45 Uhr sollte re-
gelmäßig möglich sein. 
 
Die Ausschussmitglieder stehen dem Vorschlag sehr positiv gegenüber und plädieren 
für dessen sofortige Umsetzung. 
 

 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs- oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
 
 
Beschluss: 
 
Nur zur Information 
Kein Beschluss erforderlich 
 
 
Zur Information 
Ja: -    Nein: -    Anwesend: -    Persönlich beteiligt: -   
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Top 2 Vollzug der Baugesetze;  
Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans "Oberer Hammerbach" 
im Bereich der Grundstücke Fl.-Nrn. 479, 480, 480/3 und 480/4 je der Ge-
markung Hohenaschau i.Chiemgau 
hier: Aufstellungsbechluss und zugleich Beschluss zur frühzeitigen In-
formation der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Josef Schrank 
 
Der Bebauungsplan „Oberer Hammerbach“ im Ortsteil Hammerbach ist seit Dezember 
2016 gültig. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans erstreckt sich über die Grundstü-
cke Fl.-Nrn. 480/3 und 480/4 je Gem. Hohenaschau i.Chiemgau. 
Im Moment sind beide Grundstücke nicht bebaut. 
 
Derzeit liegt der Verwaltung jedoch eine Anfrage vor, dass eine Sanierung des Bestands-
gebäudes auf dem Grundstück Fl.-Nr. 479 und zusätzlich auf der Nordost-Seite des 
Grundstücks die Errichtung einer Heizzentrale und Stellplatzflächen geplant ist. 
Letzteres überschreitet jedoch die Grundstücksgrenze und greift in den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans ein. Dies hat zur Folge, dass die Bebaubarkeit des Grundstücks 
insgesamt beeinträchtigt wird und möglicherweise das Baufenster bzw. die Festsetzun-
gen zur überbaubaren Grundstücksflächen nicht ausgeübt werden kann. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen oder zu ändern, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Das Erfordernis der Änderung ergibt sich vorrangig: 

- Aus dem privaten Ziel einer Bebauung, 
- Aus dem städtebaulichen Ziel einer geordneten Nachverdichtung und Ausnutzung 

von bebaubaren Grundstücksflächen, 
- Aus dem politischem Ziel der Schaffung erneuerbaren Energien und 
- Aus dem gemeindlichen Ziel der Aktualisierung alter Bebauungspläne. 

 
Die städtebauliche Entwicklung und Ordnung soll nunmehr durch einen Bebauungsplan 
der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB gesichert werden. 
 
Ziel der Überplanung ist 

- die Erweiterung des Geltungsbereichs des bestehenden Bebauungsplans um die 
Grundstücke Fl.-Nrn. 479 und 480 bzw. 480/3 und 480/4 je der Gemarkung Ho-
henaschau, 

- die Festsetzungen eines Allgemeinen Wohngebiets nach § 4 BauNVO, 
- die Möglichkeit der Ausnahme zu Ferienwohnzwecken, welche sich jedoch aus-

schließlich auf das Grundstück Fl.-Nr. 479 beschränkt, 
- die Anpassung des Maßes der baulichen Nutzung und der Bauräume an die kon-

kreten Bauabsichten unter Berücksichtigung der Raumordnung und der baulichen 
Verträglichkeit mit der Nachbarbebauung, 
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- die Sicherung der öffentlichen Erschließungsfläche, 
- die Aktualisierung von Festsetzung allgemein, 
- Integration einer schlanken Grünordnung, 
- Aktualisierung örtlicher Bauvorschriften und 
- Aktualisierung von Hinweisen im Bauvollzug. 

 
Das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB wurde gewählt, weil durch die Bauleit-
planung Maßnahmen der Innenentwicklung begünstigt werden, keine Zulässigkeit von 
Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung der Umweltverträglichkeits-
prüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder Landesrecht un-
terliegen, keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6, 7b BauGB 
genannten Schutzgüter bestehen und es auch keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Satz 1 des BImSchG zu beachten sind. 
 
Eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung im Sinne der §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB wird nicht durchgeführt, die Öffentlichkeit jedoch frühzeitig zum Verfahren gem. 
§ 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB gehört. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird ersucht, den Beschluss zur Erweiterung und 1. Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 58 „Oberer Hammerbach“ zu fassen sowie nach erfolg-
ter Information der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung die 
Verwaltung zu beauftragen, nach Anpassung der Entwurfsplanung die Bürger und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am Verfahren nach § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs - oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
 
 
Beschluss: 
 
Für die Grundstücke Fl.-Nrn. 479, 480, 480/3 und 480/4, je der Gemarkung Ho-
henaschau, wird die Erweiterung und zugleich 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 58 
„Oberer Hammerbach“ beschlossen. 
 
Vor der Durchführung von weiteren Verfahrensschritten ist mit dem Vorhabensträger ein 
städtebaulicher Vertrag in Form einer Planungskostenvereinbarung gem. § 11 BauGB zu 
schließen, mit der dieser sich zur Übernahme der durch die Bauleitplanung entstehenden 
Kosten verpflichtet. 
 
Mit der Ausarbeitung einer Entwurfsplanung wird von Seiten der Verwaltung in finaler 
Abstimmung mit dem Bauherrn und Grundstückseigentümer ein qualifiziertes Planungs-
büro beauftragt. 
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Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss in Kombination mit der frühzeitigen Infor-
mation an die Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 3 Nr. 2 BauGB öffentlich bekannt zu geben, 
das Verfahren hiermit einzuleiten und nach Anpassung des vorliegenden Bebauungspla-
nentwurfs die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am Verfahren gem. 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 8    Nein: 0    Anwesend: 8    Persönlich beteiligt: 0   
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Top 3 Vollzug der Baugesetze;  
Antrag auf Baugenehmigung zur Sanierung und Umbau des bestehenden 
Gasthauses "Zur Klause" mit Umnutzung der ehemaligen Gästezimmer 
zu  Wohnungen und Ferienwohnungen sowie Einbau von drei Dachgau-
ben, Erweiterung der Lagerflächen im Erdgeschoss und Errichtung einer 
Betriebsleiterwohnung auf den Grundstücken Fl.-Nrn 433 und 434, Ge-
markung Hohenaschau, Bach 7 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Josef Schrank 
 
Ausschussmitglied Frau Veronika Lang nimmt am Sitzungstisch Platz. 
 
Der Bauwerber beabsichtigt den alten Gasthof „Zur Klause“ zu Sanieren und Umzu-
bauen. Die ehemaligen Gästezimmer sollen zu Wohnungen und Ferienwohnungen 
umgebaut werden. Die Lagerflächen werden erweitert und eine Betriebsleiterwohnung 
errichtet. 
 
Es werden 3 Dachgauben mit 5° Dachneigung und Blecheindeckung beantragt.  
Die seitliche Wandhöhe liegt zwischen 5,52 m (Anbau) und 6,52 m (Bestand) bei einer 
Dachneigung von 20 °. 
 
 
Folgende Aufteilung ist geplant: 
 
Keller: 
 

- Gastronomieflächen wie Lager, Kühlung 
- Heizung, Hackschnitzellager, Technik 
- Nutzfläche 183 qm 

 
Erdgeschoss: 
 

- Gasträume („Stüberl 1“ 52 qm, „Stüberl 2“ 43 qm, Wintergarten 48 qm) 
- WCs 
- Küche, Schank, Lager/Kühlung 
- Personalraum mit WC, Büro 
- Nutzfläche Gastronomie 551 qm 

 
- Wohnung 1 (49 qm, 2 Zimmer) 
- Wohnung 2 (80 qm, 3 Zimmer) 

 
Obergeschoss: 

 
- Ferienwohnung 1 (73 qm, 2 Zimmer) 
- Ferienwohnung 2 (70 qm, 2 Zimmer) 

 
- Wohnung 3 (36 qm, 2 Zimmer) 



Öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses, 12.03.2024      
 

  Seite: 9/13 

 

- Wohnung 4 (47 qm, 2 Zimmer) 
- Wohnung 5 (59 qm, 3 Zimmer) 

 
- Betriebsleiterwohnung (48 qm, 2 Zimmer) 

 
Dachgeschoss: 
 

- Ferienwohnung 3 (83 qm, 2 Zimmer) 
 

- Wohnung 6 (58 qm, 2 Zimmer) 
- Wohnung 7 (40 qm, 2 Zimmer) 

 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Das Baugrundstück liegt im Kernbereich des Ortsteils Bach und ist als Innenbereich nach 
§ 34 Abs. 1 BauGB zu beurteilen. Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein, wahrt die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und 
beeinträchtigt das Ortsbild nicht. 
 
Für die Nutzung sind folgende Stellplätze nachzuweisen: 3 Stellplätze für die Ferienwoh-
nungen, 10 Stellplätze für die Wohnungen, 1 Stellplatz Betriebsleiterwohnung,1 Stellplatz 
Büro, 15 Stellplätze für 142 qm Gastronomie. 
Gefordert werden somit 30 Stellplätze. Auf dem Grundstück werden 31 Stellplätze errich-
tet. Der Stellplatznachweis ist erbracht. 
 
Teile des Bestandsgebäudes stehen unter Denkmalschutz. Die Stellungnahme des 
Sachgebiest Denkmalschutz vom Landratsamt Rosenheim steht noch aus. 
 
Die Nachbarunterschriften liegen vor. 
 
Die Zufahrt ist gesichert.  
 
Ein Entwässerungsplan wurde noch nicht eingereicht. Der Ortsteil Bach ist an die ge-
meindliche Kanalisation angeschlossen. Das gesammelte Niederschlagswasser soll in 
ein oberirdisches Gewässer (Fischteich Fl.-Nr. 435/3) eingeleitet werden. Eine Prüfung 
steht noch aus. 
 
Die Trinkwasserversorgung kann sichergestellt werden. 
 
Das Gebäude ist ein Sonderbau nach Art. 2 Abs. 4 Nr. 8 BayBO (Gaststätte mit mehr als 
40 Gastplätzen) und ist somit künftig in die gemeindliche Feuerbeschau aufzunehmen. 
 
Es liegt im Interesse der Gemeinde über die zum Objekt gehörenden Flächen die ge-
meindlichen Grundstücke im Süden zu erschließen. 
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Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Die Ausschussmitglieder sprechen sich entschieden gegen die Entstehung von Zweit-
wohnsitzen aus. Es muss alles rechtlich Mögliche getan werden, um diese zu verhindern. 
Um eine spätere Umnutzung der jetzt beantragten Ferienwohnungen in Zweitwohnsitze 
zu vermeiden, ergeht von den Mitgliedern dieses Ausschusses nach kurzer Diskussion 
an die Verwaltung der Auftrag, den betroffenen Bereich mit einem Bebauungsplan zu 
versehen in dem ebendies ausgeschlossen sei. 
 
Die Ausschussmitglieder teilen die Meinung der Verwaltung, dass die in der Planung dar-
gestellten KFZ-Stellplätze auf der Ostseite des Hauses aufgrund der gegebenen Topo-
graphie ohne umfassende Geländeveränderungen und Stützmauern nicht realisiert wer-
den können. Zur Veranschaulichung dieses sehr heiklen Punktes sind vereinzelte Hö-
henkoten im Plan nicht ausreichend. Die Beurteilung dieser Frage erfordert die Darstel-
lung der Situation mit Höhenlinien und aussagekräftigen Geländeschnitten. 
 
 
Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt eine Einigung mit dem Eigentümer über die Erschließung 
der südlichen Grundstücke herbeizuführen. 
 
Zudem wird die Verwaltung beauftragt, Instrumente zur Verhinderung von Zweitwohnsit-
zen im Ortsteil Bach zu prüfen und weitere Veranlassungen zu treffen. 
 
 
Hinweis an die Bauabteilung des Landratsamts Rosenheim: 
 
Der Nachweis der Stellplätze, der Funktionalität und Anfahrbarkeit ist durch die Bauab-
teilung des Landratsamts Rosenheim in eigener Zuständigkeit zu prüfen. 
 
 
Mehrheitlich beschlossen 
Ja: 7    Nein: 2    Anwesend: 9    Persönlich beteiligt: 0   
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Top 4 Vollzug der Baugesetze;  
Antrag auf Baugenehmigung zum Neubau einer Hütte mit Küche und 
überdachtem Stall mit Lagerfläche auf dem Grundstück Fl.-Nr.249/1, Ge-
markung Hohenaschau, Schlechtenberg 15 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Josef Schrank 
 
Der Bauwerber beabsichtigt auf seinem Grundstück eine Hütte (7,10 m x 5,10 m, Höhe 
3,14 m) als Küche mit angebautem Lager / Stall zu errichten. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Bauplanungsrechtlich befindet sich das Vorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB 
und ist nach Abs. 2 als sonstiges Vorhaben zu beurteilen. Eine Privilegierung konnte 
bisher nicht nachgewiesen werden. 
 
Der Flächennutzungsplan sieht hier Flächen für die Landwirtschaft als Hang-Wiesen-Be-
reiche mit extensiver Nutzung vor. 
 
Ob das Vorhaben öffentliche Belange beeinträchtigt (§ 35 Abs. 3 BauGB) ist von der 
unteren Bauaufsichtsbehörde festzustellen. 
 
Ein separater Trinkwasseranschluss wäre herzustellen. 
 
Zum jetzigen Stand sieht die Verwaltung das Vorhaben als nicht genehmigungsfähig. 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ergänzend zu den vorliegenden Unterlagen ging zwischenzeitig von der Planerin ein 
Schreiben ein, in dem dargelegt wurde, dass der Antragsteller Hobbyfischer ist und in 
dieser Küche das Ausnehmen der Fische vornehmen würde. Diese Ergänzung ist jedoch 
nicht geeignet, von der obigen Betrachtungsweise abzurücken. 
 
 
Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 0    Nein: 9    Anwesend: 9    Persönlich beteiligt: 0   
 
Das gemeindliche Einvernehmen ist damit NICHT erteilt.  



Öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses, 12.03.2024      
 

  Seite: 12/13 

 

Top 5 Fragen aus den Reihen der Mitglieder 

 
 
Sachverhalt: 
 
Aus den Reihen der Mitglieder des Bau- und Umweltausschusses werden folgende Wort-
meldungen vorgetragen: 
 
 

1. Was sei denn gerade der Sachstand mit dem ungenehmigten Bauvorhaben in 
Hainbach 20? 
 
Die Verwaltung macht deutlich, dass es dem Antragsteller nach Bescheiderteilung 
durch die Bauabteilung des Landratsamts Rosenheim offen stünde, den Klageweg 
zu beschreiten und sich diese Angelegenheit in der Folge noch Jahre hinauszie-
hen könne. 
 
 

2. Ein Ausschussmitglied ruft nochmals die rechtsverbindliche Wirkung eines Vorbe-
scheids in Erinnerung und bedauert hinsichtlich Top 3, dass man nun nicht mehr 
hinter dessen Inhalte treten könne. 
 
Die Verwaltung erinnert daran, dass dieser Vorbescheid unter veränderten Vo-
raussetzungen entstanden sei. 

 
 
Zur Information 
Ja: -    Nein: -    Anwesend: -    Persönlich beteiligt: -   
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Aschau i.Chiemgau, 18.03.24 
 
 
 
 
Simon Frank, Erster Bürgermeister Moosrainer, Schriftführer/in 

 
 


